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Verkehrverkehrt!?

Nein zumAvanti-Bschiss!
das Sicherheitsthema aufgesprungen sind,
sichabergleichzeitiggegeneinKreuzungs-
verbot für Lastwagen wehrten.
Schliesslich operieren die Befür-
worterInnen − Männer sind
dabeidietreibendenKräfte
−mitsoetwaswie«ganz-
heitlicher» Verkehrspo-
litik,beiderdieStrasse
«jetztwiederzumZug
kommen» solle. Dies
nachdem das Volk
mit den Abstim-
mungen zu Alpen-
schutz, FinöV, LSVA
und Neat die Wei-
chen klar gestellt hat
für einen starken öV
undfürdieVerlagerung
desGüterverkehrs aufdie
Schiene. Im Hintergrund
ganzwichtig ist, dass sich die
Baulobby schon heute neue
Pfründe sucht, wenn dereinst die Ei-
senbahn-Grossprojekte auslaufen. Zudem
lässt sich politisch Profit schlagen aus der
Verärgerung vieler AutomobilistInnen, die −
meistallein in ihren fünfplätzigenAutos− in
Staus stehen.

HorrendeKosten
DerTCS rechnet gesamthaftmit Kostenvon
gegen 60Mia. Fr., Regierung und Parlament
vorerstmit etwa30Mia.Jährlich sollen etwa
300−350Mio. Fr. fürdenAgglomerationsver-
kehr abfallen, etwa hälftig für den öffentli-
chen Verkehr und den motorisierten Indivi-
dualverkehr. D.h. 88−95% der Gesamt-
summe werden in den Strassenbau fliessen!
Weshalb sichvor allembürgerliche öV-Sym-
pathisantInnenmitsolchenöV-Brosamenab-
speisen lassen, ist mir schleierhaft. Dabei ist
klar,dassindennächstenJahrendiewesentli-
chenVerkehrsproblemeindenAgglomeratio-
nenzulösensind.DagegenkannsichdasPar-
lament nicht verschliessen und wird bei ei-
nemNein am 8. Februarerst rechtöV-Mittel
sprechen müssen, denn anders als strassen-
verkehrskritisch und öV-freundlich ist eine
Ablehnungdes Gegenvorschlags nicht zu in-
terpretieren.

AdrianBorgula, Grossrat, Luzern

Der Bundesrat hatte erkannt, dass das
VerkehrsproblemprioritärauchindenAg-
glomerationen zu lösen ist und nicht mit
einer zweiten Gotthardröhre. Deshalb
lehnte er die Avanti-Initiative ab und
schloss in seinen Gegenvorschlag den Ag-
glomerationsverkehrein,wennauchnurin
bescheidenem Umfang. Verwundert rieb
mansichdieAugen,alsdasParlamentdann
auchnochdiezweiteGotthardröhreinden
Gegenvorschlag hineinpackte: Dieser geht
also weit über die durch die Strassen-,
Transport- und Baulobby eingereichte Ini-
tiativehinaus! DieseVorlagemitdenWor-
tenvonNationalratTheilerals «AvantiMi-
nus»zubezeichnenistschonfasteineargli-
stigeScheinheiligkeit.

Worüberstimmenwirab?
Die vorgeschlagenenVerfassungsänderungen
umschreibenkonkretetwaFolgendes:
) Der Alpenschutzartikel wird ausgehebelt,
umdenBauderzweitenGotthardröhre zu
ermöglichen

) Fertigstellungdes 1960entworfenenNatio-
nalstrassennetzes

) Ausbau bestehenderAutobahnen aufüber
400km

) Kostenvon insgesamtmindestens 30Mia.
FrankenimZeitraumvonca. 20Jahren

) Verhältnismässig geringfügige Mittel zur
Lösung der Verkehrsprobleme in den Ag-
glomerationen, wovon die Hälfte für den
öffentlichenVerkehrversprochenist

) Äufnungeines Fonds aus GeldernvonMi-
neralölsteuer und Autobahnvignette zur
Finanzierung

) Weit gehende Entscheidkompetenz beim
Parlament, welches z.B. ohne Volksbefra-
gung den Ausbau der Autobahnen Genf−
Lausanne oderBern−Zürich aufsechs Spu-
ren beschliessen oder ein Projekt zweite
Röhre sofortauslösenkann.

DieBefürworterargumentierenvorallemmit
Strassen-Verkehrsüberlastungen und «volks-
wirtschaftlichen Schäden» der Staustunden.
AuchdieSicherheitinTunnelswirdgernege-
nannt.Dazubleibtaberfestzuhalten, dassdie
Initiative schon eingereichtwar, als der erste
verheerende Unfall im Gotthardtunnel pas-
sierte, dass dieAvanti-Leute dann schnell auf
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Fonds-Lösung vorgesehen. Viele bürgerliche
PolitikerInnen, die sonstnichtmüdewerden,
Fonds-Lösungen a priori als finanzpolitische
Fehler zu geisseln, da Gelder so der Budget-
hohheit des Parlaments, also auch den Kür-
zungen und der Schuldenbremse entzogen
sind, finden diese Lösungnunplötzlich toll.
Nurwenige (z.B. die BundesräteVilligerund
Merz) warnten vor der Intransparenz dieses
Fonds.Ganzwichtigistfestzuhalten, dassdie-
ser Infrastrukturfonds nurNeu- undAusbau-

ten finanziert, nicht aber den sprunghaft
teurer werdenden Unterhalt oder

die gesetzlich verpflichtenden
Lärmsanierungen. Gerade
der Lärmschutz ist ein
Trauerspiel sonderglei-
chen: Nachdem Bund
und Kantone diese
Aufgabe nicht frist-
gerecht bis Ende
2002 gelöst haben,
wird die Sanie-
rungsfrist einfach
auf 2015 oder 2018
verlängert. Dabei le-
ben im Kanton Lu-
zern46'000Personen
in Liegenschaften mit
Grenzwertüberschrei-

tungen! Das vorgeschla-
gene Finanzierungsmodell

birgtdiegrosseGefahr, dassAuf-
gabenwie Lärm- undUmweltschutz

oderUnterhalt durch den Fonds-Bedarfkon-
kurrenziert, verdrängt und vernachlässigt
werden.

DieStrassenbauoffensivenational ...
Was bei einerAnnahme derVorlage aufuns
zukommt, isteinewahrhafteinzigartigeStras-
senbauoffensive! Tatsache ist: Ein derart ge-
waltiges Ausbauprogramm bringt unweiger-
lichmarkantenMehrverkehr. Dasheisstauch
mehr Umweltbelastung, Gesundheitsschä-
den, CO2-Ausstoss, Lärm und letztlich mehr
Unfälle, aberbestenfalls nur eine kurzfristige
Entlastungüberlasteter Strassenabschnitte. Es
ist dochvöllig klar, dass in unserenweit ge-
hend gebauten Agglomerationen beim Aus-
bauneuerZufahrtenderVerkehrdannanden
nächsten Flaschenhälsen stehen bleibt. Hier
zu argumentieren, man brauche diese Kapa-
zitäten, um Raum für den strassengebun-
denen öVzu schaffen, ist schlichtunredlich.
Die Siedlungen vermögen den Mehrverkehr
nicht mehr zu schlucken, mal ganz abgese-
hendavon, dass schonheutezuvielStrassen-
verkehrdieLebensqualitätmassivbeeinträch-
tigt. Schliesslich gefährden zusätzliche Stras-
sen auch die Funktionstüchtigkeit und

Rentabilitätdes allzuzaghaftausgebautenöV
und des Schienen-Güterverkehrs. EinJa zum
Avanti-Gegenvorschlag ist eine Einladung an
Europa, noch mehr Lastwagen über die Al-
penstrassenzu jagen.

... kantonal
Einesmussman Regierungsrat Pfister lassen:
Durcheine flottePlanungsstudiezumBypass
unddasEinpackensog. Strassen-Schlüsselpro-
jekte in dasAgglomerationsprogrammhat er
den Kanton für den nationalen Strassenbau
in eine gute Startposition gebracht. Zwar ist
der öV im Agglomerationsprogramm auch
einThema,abergernehättenwireinenähnli-
chen Planungseffort zum Beispiel für eine
Schienenanbindung Kriens gesehen! Nichts
da: Dieses öV-Schlüsselprojekt ist auf einen
Zeitpunktnach2020aufgeschoben,während
Bypass, Südzubringer, Nordspange (Sädel)
oderAnschlussBuchrainvorherrealisiertwer-
den sollen!

Waswollenwir
Unser Verkehrskonzept soll wenigstens zag-
haft in Richtung Nachhaltigkeit steuern,
klimapolitischendlichFortschrittebringen
und die Alpen nicht demVerkehr opfern.
Der öV ist punkto Umweltbelastung und
externerKostenungleichvorteilhafter.Wir
wolleneineEntwicklung,diedenCO2-Aus-
stoss des Verkehrs (heute 30%) dauerhaft
und massiv reduziert. Wir wollen ein Sy-
stem, das sich der Siedlungsentwicklung
und -gestaltung anpasst, mehr Lebensqua-
lität und KundInnenzufriedenheit bringt
(attraktive, preiswerteundverlässlicheVer-
kehrsbeziehungen). Dies ist nur durch eine
quantitative und qualitative Aufwertung des
öVzuerreichen. Stichwortedazusindu.a. ein
S-Bahn-SystemSchweiz,dieSicherstellungder
regionalen Versorgung durch Postautos und
Rufbusse, der fristgerechte BaudesNeat-Basi-
stunnels, die beschleunigte Verlagerung des
Schwerverkehrs auf die Schiene, die Er-
höhung der LSVA, die beschleunigte Umset-
zungdes Lärmschutzes unddie Prüfungvon
«Road-Pricing-Systemen» in den grossen Ag-
glomerationen. Gleisen wir diese Entwick-
lungmiteinemNeinzumAvanti-Bschissauf!

Abstimmungsparole
GegenvorschlagAvanti-Initiative

NEIN
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AbstimmungRevisiondesMietrechts

Nein zu ständig steigendenMieten
Das neue Mietrecht bringt jährlich

höhereMieten−ohneirgendeineGegenleis-
tung. Damit würde das Wohnen in der
Schweiz noch teurer. Das neue Mietrecht
verdienteinewuchtigeAblehnung.

Das alte Mietrecht hat seine Tücken. Vor al-
lem die Koppelung an den variablen Hypo-
zins wurde von vielen Vermietern dazu aus-
genützt, bei steigenden Hypozinsen dieMie-
tenzuerhöhen, Senkungenabernichtandie
MieterInnenweiterzugeben.Deshalbverlangt
der Mieterverband seit langem ein gerech-
teres Mietrecht. Am 8. Februar stimmenwir
nunübereinneuesMietrechtab:Dochdie-
ses bringt unterm Strich denMieterInnen
nochmehrNachteile als das alte. DerMie-
terverband hat gegen diese Revision im
letzten Winter das Referendum ergriffen
undimAlleingangmehrals 100'000Unter-
schriftengesammelt.

AbkoppelungfürVermieterversüsst
DasneueMietrechtkoppeltneudieMieten
von denHypozinsen ab undbindet sie an
die Teuerung an. Das ist an sich löblich,

doch fiel die neue Lösung allzu vermieter-
freundlichaus: DieVermieterkönnenneuje-
des Jahr 100 Prozent der Teuerung auf die
Mietenüberwälzen.Das istklarzuviel: Selbst
nach Berechnungen des Bundesrates wären
höchstens80Prozentgerechtfertigt, solltedie
Mietrechtsrevision nicht zu Ungunsten der
Mietenden ausfallen. Die Vermieter erhalten
also neu einen automatischen vollen Teue-
rungsausgleich, ohne dass sie irgendeine Ge-
genleistungbietenmüssen.BeiRenovationen
und Verbesserungen an der Wohnung kön-
nen die Kosten auch in Zukunftzumgrösse-
renTeil aufdieMietenüberwälztwerden.

UndurchsichtigeVergleichsmiete
Ein weiterer Streitpunkt ist die sogenannte
Vergleichsmiete.Mitdiesersollneubestimmt
werden, ab wann ein Mietzins missbräuch-
lich, also zu hoch ist. Die Vergleichsmiete
wird aus harten und weichen Faktoren der
Wohnung berechnet. Sie hat überhaupt
nichts mehr mit den Kosten des Vermieters
zutun, sondern stütztsichaufstatistischeEr-
hebungen.DerBunderatverkauftdiesesneue

System unter dem Titel der Transparenz.
DochdavonkannkeineRede sein:Wernäm-
lichwissenwill,wodieGrenze fürdieeigene
Wohnungliegt, erfährtdieseerst,wennervor
der Schlichtungsstelle seinen Mietzins ein-
klagt. Die Vergleichsmietenwerden nämlich
nirgendspubliziert, siebleibengeheim.

Mietzinsspirale
Bei jedemMieterwechsel und jeder Handän-
derungkannderVermieterdieMietenbis zu
15 Prozent über diese Vergleichsmiete anhe-
ben.Esistklar, dassdieseRegelungeineMiet-
zinsspirale nach oben auslösen wird: Jede
ErhöhungdesMietzinseserhöhtauchdieVer-
gleichsmieteund schafftdamitwiederRaum
für neue Mietzinssteigerungen. Eine Bremse
istnichtvorgesehen−dieMietpreisewerden
damit faktischdemMarktausgesetztundder
Mieterschutzwirdgeschwächt. Besondersver-
hängnisvoll sind die Aufschlagsmöglichkei-
tenbeiHandänderungen: Sie ladengeradezu
zurImmobilien-Spekulationein.

Wohnen− einbesonderesGut
Zubedenken gilt: Schonheute gibt einNor-
malhaushalt einen Viertel seiner Ausgaben
für dasWohnen aus −weitmehr als für die
Gesundheit und fast doppelt so viel wie für
die Ernährung. Und auf das Wohnen kann
niemand−wieaufmanchandereAusgaben−
verzichten.WenndieMietpreiseüberpropor-
tional ansteigen, so bleibt in anderen Berei-
chen immerweniger zum Leben. Leute mit
einem kleineren Einkommenmüssen schon
heute proportional massiv mehr fürs Woh-
nenbezahlen als Reiche. Deshalb ist es ganz
wichtig, dass dasMietrechtklareGrenzenge-
gen zu hohe Mieten setzt und Spekulation
verhindert. Beidemwird das neueMietrecht
nicht gerecht, weshalb es eine klare Ableh-
nungverdient.

MichaelTöngi, RundBrief-Redaktion, Kriens

Abstimmungsparole
Mietrechtsrevision

NEIN
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Am 8. Februar 2004 stimmen wir über
die sogenannte Verwahrungsinitiative ab.
Rund 190'000BürgerinnenundBürgerha-
ben das Volksbegehren unterstützt. Der
Bundesrat, diebeidenRäte sowie diemeis-
ten Parteien lehnen das Begehren einer
«lebenslangenVerwahrungfürnichtthera-
pierbare, extrem gefährliche Sexual- und
Gewaltstraftäter»ab.

InderöffentlichenDebattesindinsbesondere
die Initiantinnen−zumgrösstenTeilMütter,
deren Kind Opfer eines rückfälligen Sexual-
oderGewaltstraftäterswurde−zuvernehmen.
Dies ist sichereinerderGründe, weshalb die
Initiative bei vielen Menschen auf grosse
Sympathie stösst. Die Initiantinnen geben
sich betont MunpolitischN, bisweilen partei-
unabhängig. TrotzVerständnis für die Initia-
tive sollten wir die Augen nicht davor ver-
schliessen, dass die SVPwie auchdie FPS die
Initiativeaktivunterstützen. Insbesondereim
FallederSVPsindwirgespannt,wiesichBun-
desrat Blocher verhalten wird (Kollegialitäts-
prinzip versus Parteiräson). Mit dem Begeh-
ren möchten die Initiantinnen einen voll-
ständigen Schutz (insbesondere für Kinder)
vor solchen Tätern erzielen. Gegen einen
gutenOpferschutzhatniemandetwas einzu-
wenden, doch mit der vorgelegten Initiative
wird die Situation für mögliche Opfer ver-
schlechtert. Die Initiantinnen gehen davon
aus, dassdiesmiteinerlebenslangenVerwah-
rung für schwer therapierbare Tätermöglich
seinwird.

SchwachpunktederInitiative
Eine Entlassung soll nur geprüft werden,
wenn durchneuewissenschaftliche Erkennt-
nisse nachgewiesen ist, dass derTäter geheilt
werden kannundkünftig für dieAllgemein-
heit keine Gefahr mehr darstellt. Die Initia-
tivesiehtfernervor, dassGutachtenzurBeur-
teilungvonSexual-undGewaltstraftäternim-
mer von zwei voneinander unabhängigen
Experten zu erstellen sindunddie Behörden
fürRückfälle entlassenerTäterverantwortlich
gemachtwerdenkönnen.

EssindauchpraktischeGründe,diegegendie
Initiative sprechen. Den meisten Richterin-

nenundRichternwirdes schwerfallen, über
einenMenscheneinderartendgültigesUrteil
zu fällen, wie es die Initiative verlangt. Das
gelte auch fürdie Gutachter−mit der Folge,
dassvonderVerwahrungimSinnederInitia-
tive voraussichtlich nur sehr zurückhaltend
Gebrauchgemachtundallenfallssogardarauf
verzichtetwerde,auchwenneinTätersehrge-
fährlichsei.

RevidiertesGesetzistdifferenzierter
Anders als die Initiative siehtdas Gesetz eine
neue Form von Verwahrung vor, die nicht
nur bei Sexual- und Gewaltstraftätern, son-
dern auchbei allen Straftätern angeordnet
werden kann, die schwere Taten begangen
haben und bei denen die Gefahr eines
Rückfalles besteht. Und das Gesetz ermög-
licht−wiederumimUnterschiedzuderIn-
itiative−auchdieVerwahrungvonTätern,
die keine Störung im Sinne derPsychiatrie
aufweisen, aber dennoch gefährlich sind.
AusserdemlassenesdieneuenBestimmun-
gen im Strafgesetzbuch (StGB) zu, dass ein
Täter, dessen Gefährlichkeit erst im Straf-
vollzug erkannt wird, nachträglich thera-
piert und verwahrt werden kann. Inwiefern
dieBestimmung, dass eineeinmalausgespro-
chenen Verwahrung nur überprüft werden
kann, falls neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse vorliegen, die beweisen, dass der Täter
geheiltwerdenkann, die EuropäischenMen-
schenrechtskonvention verletzt, ist umstrit-
ten. Viele Rechtsexperten kommen zum
Schluss, dassdiesderFall ist.Auchwenndies
umstrittenist, bleibengenügendGründe, das
Begehrenabzulehnen.

BessererSchutz fürmöglicheOpfer

Nein zurVerwahrungsinitiative
HeinzBäbler-Trinkler, RundBrief-Redaktion, Luzern

Abstimmungsparole
Verwahrungsinitiative

NEIN
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AllesaufKosten derFrauen
dassjetztzweiMännergewähltwurden,diein
derWirtschaftgrossgewordensind.

ZumTeilgabesStimmen,diesagten, dieAbwahl
vonRuthMetzlerseihaltZufallrespektivefalsche
Strategiegewesen.Dusiehstdasanders?
Wer die Geschichte der Frauen anschaut,
weiss,dassdaseinvölligignoranterundperfi-
der Blickwinkel ist. Weshalb sollte es Zufall
sein, dass RuthMetzler abgewähltwird? Ich
hatteeineStinkwutübersolcheZeitungskom-
mentareundfühltemichgleichnocheinmal
geohrfeigt.

Der Bundesrat ist rechtsbürgerlicher geworden.
WasheisstdasfürdieGrüneFraktion?
Wirkommenmitunseren Postulatenmassiv
unter Druck, denn wir hatten schon bisher
keine einfachenZeiten. Ingesellschaftspoliti-
schen Fragen gab es in der letzten Legislatur
immerhin noch Fortschritte, sozialpolitisch
und umweltpolitisch war schon Stillstand,
undnun ist derAbbau angesagt. Die absolut
wichtigste Frage ist jetzt, ob wir die Abstim-
mungzur11.AHV-Revisiongewinnen,obder
Widerstand in der Bevölkerung also wächst,
und es sich zeigt, dass das rechtsbürgerliche
Programmgarnichtmehrheitsfähigist.

Haben die Grünen sich schon Gedanken ge-
macht, wasdasfürihrePolitik heisst, habensie
schonStrategien entwickelt?

MichaelTöngi, RundBrief-Redaktion, Kriens

Wenn rechte Politiker gewinnen, verlie-
ren die Frauen. Cécile Bühlmannüber die
Bundesratswahlen, grüne Taktik und wes-
halbBlocherkeineFeierinZürichwollte.

IneinerfulminantenRedehastduvorderWahl
zwischenHans-RuediMerz und ChristineBeerli
die Bundesversammlung aufgefordert, die Frau
zu wählen. Gewähltwurde aberderMann, wie
hastDudichdanachgefühlt?
Cécile Bühlmann: Es war eine Ohrfeige, die
zweite nachderWahlvonBlocher. Fürmich
waresderBeweis, dassdiePolitiknachrechts
gerutscht ist. Dieser Rechtsrutsch hat sich
schon länger abgezeichnet. Die Abwahl
von RuthMetzler und die Nichtwahl von
Christine Beerli ist der Tatbeweis für die
These,dassrechtePolitikfürFrauenverhee-
rendist.

Weshalb?
Weil Frauen in der Politik Postulate ein-
brachten wie soziale Gerechtigkeit, Schutz
der Umwelt, nachhaltige Entwicklung,
Sorgfalt im Umgang miteinander, es sind
auchunserePostulate−fürdiesestehendie

FrauenmehreinalsrechteMänner.DieSensi-
bilitätfürdieseThemengerätheuteunterdie
Räder. Die Rechten sagen: DasWichtigste ist,
den Staat hinunterzufahren und die Steuern
zu senken. Das ist ein ganz andererBlick auf
die Welt, deshalb ist es auch kein Wunder,
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Wir mussten in den letzten Jahren oft den
BundesratalsNichtregierungsparteigegendie
Rechte schützen. Ich gehe davon aus, dass
dieseZeitenvorbeisind. Im Gegenteil: InZu-
kunftwerdenwirvolleOppositiongegenden
rechtenBundesratmachenmüssen.DieFrage
wird hier auch sein, wie sich die SP stellen
wird.Reintaktischistklar, dasswirsehrpoin-
tiert werden auftreten können und wir bei
Wahlen zulegen. Doch das Zulegen der Lin-
kenbringtuns auchnichtweiter, solange sie
keineMehrheitenschafft.Wirmüssenimmer
eineMehrheithaben,umetwaszuerreichen.
Solange wir in derMitte keine Verbündeten
haben, gelingt uns das nicht. Und die CVP
undFDPsindklarnachrechtsgerutscht.

DieCVPistalso nach dieserWahlnichtoffener
gegen linksgeworden?
Wenn ich CVP-Nationalrat Ruedi Lustenber-
ger anschaue, der sogar als neuer CVP-Präsi-
dent im Gesprächwar, ist das nicht der Fall:
ErhathäufigmitderSVPgestimmtwieauch
Josef Leu. In der CVP gibt es einen starken
Rechtsaussenflügel, ich kann mir nicht vor-
stellen, dassdieCVPmituns sozial-undum-
weltpolitischeAnliegendurchsetzt. Ichdenke,
es gibt eine Verschärfung der sozialen Span-
nungen. Das ging übrigens mit den Demos
gegen die neuen Bundesräte schon los. Zum
erstenMalmussmaneinenBundesratgegen
die Bevölkerung schützen. Und dass Blocher
sein Fest in Zürich abgesagt hat, ist nicht
wegendes Sparens, das istnureinvorgescho-
bener Grund: Zürich hätte gebrannt, wenn
ein Bundesrat Blocher durch die Bahnhof-
strassemarschiertwäre. Die Spannungen auf
der Strasse werden zunehmen, und bei der
Mobilisierung werden die Grünen eine ent-
scheidendeRolle spielen.

EtwasPositivesgibtesausBern trotzdemzuver-
melden: Ihr seid seit den Wahlen einegrössere
Fraktion. SpürstDu schon Unterschiedezurvor-
hergehendenFraktion?
Es ist einfach aufwändiger, es gibtmehrDis-
kussionsbedarf.Vonden 15NationalrätInnen
sind sechs neu in der Fraktion. Diese haben
nochvielFragebedarfüberdasParlament. Ich
muss strengerundstrafferführen.Wirhaben
längere Sitzungen, vielleicht müssen wir
einenAusschussbilden, umallesvorbereiten
zu können, was allerdings schade wäre. Für
mich −wie auch für Ruth Genner als Präsi-
dentin undHubert Zurkinden als Generalse-
kretär− istesviel strengergeworden.

EshatnichtnurmehrLeute, sondernauchmehr
Einzelmasken.
EinzelmaskenistdasfalscheWort.EshatLeu-
te, die schon sehr lange Politikmachenund
unglaublicherfahrensindundvielVorwissen

haben. Einige sindheute schonMedienstars,
wieJo Lang, Daniel Vischer oder Luc Recor-
don. Es gibt bis jetzt ein Fraktionsmitglied,
dashäufignichtaufderLiniederlinkenPar-
tei ist: Martin Bäumle. Wir wussten dies, er
bezeichnet sich selber als Ökoliberalen, und
mitihmgabesauchdieersteAuseinanderset-
zung.

Er kokettierte mit einerWahl von Blocher. Wie
gingdieFraktiondamitum?
Ich habe sehr ernsthaft mehrmals mit ihm
geredet. SeinArgument, Blochermüsseeinge-
bundenwerdenunddieKonkordanzgewahrt
werden, war nicht einfach falsch, aber wir
habenalsFraktioneinegute, andereStrategie
gehabtmiteinerprogrammatischenKritikan
der SVP und nicht an der Figur Blocher.
Blocher ist eine Symbolfigur dieser Politik,
und eswarnichtunserZiel, ihn zu dämoni-
sieren, hinter ihm steckt ein ganzerApparat.
IndieseStrategiepassteesnicht,dasseinGrü-
ner Blocher wählt. Zuletzt kam Martin
BäumlezurEinsicht, dass es nichtgutwäre−
vorallembei einem sehrknappenResultat−
wenn er Blocher die
Stimmegebenwürde.

Gabesauch Gespräche
mitderSP?
Esgabmitallen−aus-
sermitder SVP−Ge-
spräche. Die SP hatte
ein einziges ganz kla-
res Interesse, und das
war die Wiederwahl
ihrerzweiBundesrats-
mitglieder. Die SP
liessverschiedeneOp-
tionenoffen,weshalb
es nie eine wirklich
ernsthafte Diskussion
für eine neue Zusam-
mensetzung des Bun-
desrates gegebenhatmitder Idee einerKon-
kordanz, die auf einem minimalen Konsens
beruht.DieSPwardafürnichtzuhaben,weil
sie total Angst hatte vor einer Abwahl von
Micheline Calmy-Rey. Sie fürchtete eine Re-
tourkutsche, wenn Ruth Genner bei einer
NichtwahlvonBlochergegenSamuelSchmid
angetreten wäre. Ruth Genner hätte höchs-
tens 20SP-Stimmenerhalten.

Istdasfrustrierend?
Ja schon,vorallem,wennichdannnachder
Bundesratswahlwiederhöre, dass die SPmit
uns auf Opposition machen will und nach
denWahlen immervomVormarschderLin-
kensprach, obwohlesdieGrünenwaren, die
wirklichgewonnenhaben. Klar ist abernach
wievor: Die SP istunserebesteVerbündete.
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on Sanierung/ErweiterungdesKantonsspitals Sursee

JAzurAbstimmungsvorlage
HauptkritikpunkteKüchenkonzept
undEnergie

Unserwichtigster Kritikpunkt ist die neu ge-
planteKüchenachdemsogenannten «Cook-
and-Chill»-Verfahren. Dieses als zukunftswei-
send verkaufte Verfahren sieht vor, dass das
Essen für die beiden Spitäler Sursee und
Wolhusen ineinerneuenzentralenKüche in
Sursee gekocht, zubereitet und auf 2−4 ˚C
«schockgekühlt» wird. Zusätzliche Strassen-
transporte zwischen Sursee und Wolhusen
sind die logische Folge dieses Konzeptes. Zu-
dem sindwir skeptisch, ob dieses Verfahren
wirklich so gesund und energieeffizient ist,
wie die Regierungverspricht. Diebehauptete
ausgeglichene Energiebilanz konnten wir
nicht überprüfen, und ein Ver- und Entsor-
gungskonzept mit minimiertem Verkehr ist
erstnochzuerstellen.
Mit diesem Küchenkonzept sollen rund 10
Stellenundetwa500'000FrankenBetriebkos-
ten pro Jahr eingespartwerden. Wir hoffen,
dass dies tatsächlich wie versprochen ohne
Entlassungengeht, unddassmitdemgespar-
ten Geld und den Stellen wenigstens die Si-
tuation im medizinischen Bereich und bei
derPflegeentschärftwird.
Einweiterer Kritikpunkt ist die Energie. Wie
bei den meisten Bauprojekten des Kantons
fehlen brauchbare Angaben zu Energiever-
brauch, Wärmedämmung etc. DerMinergie-
standard −von anderen Kantonen zwingend
einzuhalten−wirdnichteinmaldiskutiert.

PositivePunkteüberwiegen
InderAbwägungderpositivenundnegativen
Punkte und angesichts der Notwendigkeit
und Dringlichkeit der Sanierung kam die
Fraktion aber zum Schluss, dass die Kritik-
punkte nicht gewichtig genug sind, um das
ganze Projekt abzulehnen. Ein weiteres
Hinauszögern dieser Investition wäre nur
schwerzuverantwortenundwürdewohl die
Sparhysterie noch weiter verstärken. Zudem
wäre bei einer Ablehnung wohl mit einem
billigeren und noch weniger ökologischen
Projektzurechnen.
Die Grossratsfraktion des GB empfiehlt des-
halb,demvorliegendenProjektzuzustimmen
und die damit verbundenen Kröten zu
schlucken.

PatrickGraf, Grossrat, Kriens

Am 8. Februar stimmen wir über einen
Kreditvonknapp28MillionenFrankenab
für die Sanierung und Erweiterung des
KantonsspitalsSursee. DieGrüneGrossrats-
fraktionempfiehlttrotzVorbehalteneinJa.

SparhysteriealsUmfeld
Das Projekt steht in einem spitalpolitischen
Umfeld, das als «Sparhysterie» beschrieben
werden muss. Die Spitäler müssen einerseits
mit steigenden Kosten und Belastungenum-
gehen, die sie kaum selberbeeinflussenkön-
nen (medizinischerFortschritt, teureMedika-
mente etc.). Andererseits folgen immerneue
und radikalere Sparrunden−vorallem seit
den Steuersenkungen. Zum letztjährigen
PersonalstoppkommtderdiesjährigePerso-
nalabbau, und das für 2004 notwendige
Geld für Betrieb und Investitionen wurde
umrund50Millionen(!)gekürzt−mitent-
sprechenden Folgen für Personal, Patien-
tensicherheitundVersorgung: Zweiklassen-
medizin lässtgrüssen. UndderNachholbe-
darf für Investitionen steigt damit laufend
an.

Investitionendringendnotwendig
UrsprünglichwarinSurseeein80-Millionen-
Projekt geplant, und 1994wurde ein Projekt
für33Millionenverabschiedet−damalsnoch
gegen die Grünen. Die damaligen Hauptkri-
tikpunkte am inzwischen an den Finanzen
gescheiterten Projekt − fehlende Spitalpla-
nungundkeinArchitekturwettbewerb− sind
mitderjetzigenVorlagebehoben.DasProjekt
wurde optimiert und ist mit 28 Millionen
noch etwas günstiger. Das architektonische
Konzeptüberzeugtinsgesamt.
Diese Investition ist für das Spital dringend
notwendig. Vor allem die Operationsräume
platzen aus allen Nähten und müssen (inkl.
Einrichtungen) unbedingt erneuert werden.
Auch der Ausbau des Ambulatoriums ist
sinnvoll und notwendig, hat sich doch die

Anzahl ambulant be-
handelter Patienten
seitdemBaumehrals
verdoppelt und wird
wohl weiter zuneh-
men.

Abstimmungsparole
«SanierungundErweiterungdesKantons-
spitals Sursee»:

JA
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Persönliches Stimmungsbildaus demVorstand

AustauschmitderParteibasis
sieren. Mir ist klar, dass wir Menschen von
heute immerviel um die Ohren haben. Die
meisten von uns leben in einer bewegten
Welt, sowohl beruflichwie privat. Trotzdem
frage ichmich oft, wie die Stimmungsbilder
zu heissen Themen an der Basis, z.B. zum
KKL, zur Boa, zu den anstehenden Ver-
kehrsfragenetc., aussehen.
Die Arbeit im Grossen Stadtratmachtmir
meistensSpass.MancheThemenverlangen
vielKnochenarbeit, umsie imDetailzuer-
arbeiten. Geradedeshalb istesmirwichtig,
mitMenschenausder«GrünenBewegung»
Fragestellungenzudiskutieren.Wennviele
mitdenken, fliessenverschiedeneBlickwin-
kel ein. Der Austausch in der Fraktion ist
intensiv.DawiraberandenSachbereichen
stetignahedran sind, isteswichtig, auchan-
dere Meinungen zu hören. Meinungen, die
unabhängig von der parlamentarischen Ar-
beit gebildet wurden. Dazu brauchen wir
euch, die Menschen aus der «Grünen Bewe-
gung». Ichglaubedaran, dasses siegibt.Viel-
leichthatderStädtischeVorstandnochnicht
den durchschlagenden Kommunikationska-
nal gefunden.Wenndas derFall ist, sindwir
frohunddankbarumeureAnregungen. Frak-
tion und Vorstand möchten nämlich eine
guteArbeitleisten, zuGunsteneinerökologi-
scherenundsozialerenStadtLuzern, inderes
attraktivistzuwohnenundzuarbeiten.

VorzweieinhalbJahren organisierte sich
derstädtischeGB-Vorstandneu.DasModell
«AktiverVorstand»war die vorläufigeAnt-
wortaufdieTatsache, dass sichkeinPräsi-
dent/keine Präsidentin finden liess. Der
VorstandhatErstaunlichesgeleistet.Weiter
gesucht sind Formen für die inhaltliche
Auseinandersetzung politischer Themen
mitderParteibasis.
Vorgut4JahrentratichdemStädtischenVor-
stand bei, mit der Idee, die Vernetzung zwi-
schen FraktionundParteivorstandzuverbes-
sern. Ein weiterer, nicht unwichtiger Grund
warderMangel anVorstandsmitgliedern. Im
Moment arbeiten vier Frauen der Fraktion
kontinuierlich im Vorstand mit. Nach an-
fänglichen Unsicherheiten durch die neue
Zusammensetzung hat sich der Vorstand zu
einerproduktivenundkonstruktivenArbeits-
gruppeentwickelt. DieStimmungistgut.Mit
viel Engagement haben wir den städtischen
Bereich für die kantonalen und nationalen
Wahlenabgedeckt. Immerwiederversuchten
wir die Basis durchVeranstaltungen oder er-
weiterte Vorstandssitzungen anzusprechen,
umdie aktuellenThemenmöglichstbreitzu
diskutieren.MitvielGedankenarbeit, Fantasie
undansprechenden Ideen, sodachtenwir je-
denfalls, versuchtenwir, die GrünenMitglie-
der und SympathisantInnen anzusprechen.
Esistunsleidermehrschlechtalsrechtgelun-
gen,dennzuvieleStühlebliebenbeidenVer-
anstaltungen leer. Ich möchte nicht morali-

ChristaStocker, Grossstadträtin, Luzern
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Hans-PeterHug,MitgliedstädtischerVorstand, Luzern

StädtischeWahlen2004

GrüneimVormarsch
Besonders schönwäre es,wennauchein Sitz
an die Jungen Grünen ginge, die nicht nur
dasbisherige Image des GBpflegen, sondern
kreativundeigenständigauftreten.
DasGBhofft,dassdiesozialenKräfte(GBund
SP) gestärkt aus den städtischenWahlenher-

vorgehen und das Bild einer so-
zialen,umweltbewussten,moder-
nen und aufgeschlossenen Stadt
vermitteln. Das GBwünscht sich
möglichst viele GrosstadträtIn-
nen−auchaus anderenParteien
−, die an einer Kultur der fairen
Auseinandersetzung interessiert
sind. Eine Polterer-Politik gilt es
nur schon aus Gründen eines
ImageverlustsfürdieStadtzuver-
hindern.
BesonderswichtigistdemGBdie
Weiterführung der Koalition der
Vernunft in der Exekutive. Diese
Regierung der sozial und kultu-
relloffenenKräftehateinezweite
Rundeverdient.

Auch die Eidgenössischen Wahlen vom
19. Oktober 2003 brachten den Grünen
wiederum Gewinne. Das Grüne Bündnis
(GB) erreichte inderStadtLuzernrund20
ProzentderStimmen.
InderStadtLuzernlegtdasGBkontinuierlich
zu. Und vorvierJahren holte es
mit Ruedi Meier einen Sitz im
Stadtrat. Sowohl Ruedi Meier als
auch die Fraktion haben sehr
gute, inhaltlich breite und diffe-
renzierte politische Arbeit gelei-
stet (vgl. anschliessende Bilan-
zen). Damit trägt das GB ent-
scheidend zu einer sozialen,
umweltbewussten, modernen
undaufgeschlossenenStadtLu-
zernbei.
BeidenletztenstädtischenPar-
lamentswahlen erreichte das
GB 8 Sitze. Nun gilt es den
Schwung der grünen Erfolgs-
welle weiter auszunützen. Das
GB strebt zusätzliche Sitze an.

ab 29. Jan. 3 Fil me
islamischerAlltagin Luzern

ab 29. Jan. MUTTI − DERFI LM
Ades Zabel, Biggyvan Blond u.a.

ab 5. Feb. CAPTURI NGTHE
FRI EDMANS

AndrewJarecki

ab 8. Feb. LE GRANDCHALET
DE BALTHUS

Irène Loebell

ab 26. Feb. SKI NHEADATTITUDE
Daniel Schweizer

Stattkino DetaillierteAngaben entnehmen
i mPanorama SiebittederTagespresseoderdem
Luzern Monatsprogrammwww.stattkino.ch
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GrossstadtratslisteJungeGrüneLuzern

JungeGrünein denGrossstadtrat
Es regt sich etwas! Motiviert durch das

erfreulicheAbschneiden bei denNational-
ratswahlen im vergangenen Herbst, aber
auchdurchdieguteZusammenarbeitunter
denKandidatinnenundKandidaten,haben
sichdieJungenGrüneninLuzernneufor-
miert.
Wir wollen eine ernst zu nehmende politi-
sche Gruppierungwerden, die denAnliegen
von verantwortungsbewussten, ökologisch
und sozial sensibilisierten jungenMenschen
eine Stimmegibt. ImVerlaufderletztenWo-
chen sind wir bereits aufmehreren Ebenen
aktivgeworden.NebenderUnterstützungder
JUPA-Initiative fürzwei autofreie Sonntage in
der Stadt Luzern, für die wir bei beissender
Kälte tatkräftig Unterschriften sammelten,
steht auch eine Aktion gegen den Avanti-
GegenvorschlagaufdemProgramm.

EineeigeneListe
Unser derzeitwichtigstes Projekt ist aber die
Teilnahme an den städtischen Wahlen vom
kommendenMärz.Wirhabenunsdas ambi-
tiöse Ziel gesetzt, mit einer eigenen Jungen
Grünen Liste einen Sitz im Grossen Stadtrat
von Luzern zu erobern. Damit Reststimmen
nichtverloren gehen, ist eineUnterlistenver-
bindungmit der GB-Liste vorgesehen. Zwölf
Personenhaben sich füreineKandidaturzur
Verfügunggestellt, einigemitderAbsicht, ge-
wähltzuwerden,andere,umdiesesVorhaben
mitihremEngagementaktivzuunterstützen.

DieNamenderKandidatinnenundKandi-
datensind:
Katharina Meile, Andreas Schönbächler,
Korintha Bärtsch, Jonas Aebi, Flurina Egli,
Severin Bischof, Nina Langensand, Olivier
Dolder, Zora Schelbert, Jonas Ott, Martina
SchönbächlerundMichaVollmeier.

UnsereThemen
DamitwireineChanceaufErfolghaben, sind
wir nicht nur auf die Stimmen derWählen-
den angewiesen, auch im Vorfeld benötigen
wir Unterstützung. Das Grüne Bündnis hat
trotz knapper Gelder die Finanzierung der
Wahlzeitung übernommen, wofür wir sehr
dankbar sind. Für zusätzliche Präsenz im
Wahlkampf beabsichtigen wir, eine eigene
Standaktion durchzuführen, wenn möglich
sogar eine grössere Veranstaltung wie eine
Party.DafürmüssenwirunserBudgetaufbes-
sernundsammelnnunSpenden inunserem
persönlichenUmfeld.
Die thematischen Schwerpunkte unseres
Wahlkampfes sindJugendpolitik, Verkehr
und Kultur. Wir wollen uns einsetzen
gegen die Verdrängung von Nischen für
Alternativkultur aus der Stadt, für eine
lebensfreundlichereGestaltungdesöffent-
lichenRaumesundfürdieMitspracheder
GenerationderZukunftinderPolitik.Wir
hoffen, damit vermehrt auch jungeMen-
schen anzusprechen und zur Teilnahme
an den Wahlen zu bewegen. Wenn uns
dies gelingt, sindwir zuversichtlich, dass die
Grüne Fraktion im Grossen Stadtrat am
28.März mit einer Vertretung der Jungen
Grünenverstärktwird.

Andreas Schönbächler,JungeGrüne, Luzern
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LegislaturrückblickGrosserStadtratLuzern

ZieleGrünerStadtpolitik

Eine gute Schule ist
nicht gratis zu haben
ChristaStocker

DieSchulenderStadtLuzernmüssensich
gesellschaftlichenEntwicklungenanpassen,
seiesdurchdieEinführungvonTagesschu-
len, sei esdurchdenAusbauderSchulsozi-
alarbeitoderdieEinführungderBasisstufe.

Die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
haben sich verändert: Viele
Eltern sind Alleinerziehende. In
vielen Familien sind beide
Elternteile erwerbstätig, sei es,
weildieElternbewusstdieFami-
lienarbeit aufteilen wollen, sei
es, weil ein Lohn allein zum
Leben nicht ausreicht. Sie alle
brauchen ganztägige Betreu-
ungsangebote.Konkret:Plätzein
HortenundTagesschulen.
Tagesstrukturen fördern nicht
nur die soziale Integration, ins-
besondere von fremdsprachigen
Kindern, sondern steigern auch
−wiediePisa-Studienachweist−
den Lernerfolg. Nachdem die
Einführung der Tagesschule in
einerVolksabstimmunggeschei-
tertwar, fordertedieGB-Fraktion

−zusammenmitSPundCVP−einendreijäh-
rigen Tagesschulversuch. Die Stadtregierung
bekämpftezwardasAnliegen, dochdasParla-
mentüberwiesdenVorstoss: ImAugust2004
wird im Grenzhofschulhaus hoffentlich die
erste StädtischeTagesschuleeröffnet. Die SVP
willindenkommendenWochendasReferen-

Am28.März2004werdendieStadtluzer-
nerInnen das Stadtparlament neuwählen.
Die Grüne-Bündnis-Fraktion zählt bis an-
hin acht Mitglieder. Sie alle haben einen
LegislaturberichtzuausgewähltenThemen
verfasst.

dum ergreifen. Wirwerden für das wichtige
Pilotprojekt einstehen, weil wir überzeugt
sind, dasswirmittelfristigaufjederStadtseite
eine Tagesschule benötigen. Das Pilotprojekt
Schule+Betreuung, das erweiterte Blockzeiten
mit freiwilligemMittagstischund freiwilliger
Nachmittagsbetreuung vorsieht, wird eben-
fallsabAugust2004inzweiSchulhäusernder
Stadterprobt.
LehrpersonenstehentäglichvorderAufgabe,
die Bildungsziele zu erreichen. Vermehrt
müssen sie sich aber auch der persönlichen
und sozialen Probleme ihrer SchülerInnen
annehmen. VorknappvierJahren führte die
Stadt Luzern Schulsozialarbeit an der Ober-
stufe ein. Die Erfahrungder letztenJahrehat
gezeigt,dassdieAnzahldervorhandenenStel-
len beiweitemnicht ausreicht. In einerMo-
tion forderte die GB-Fraktiondie Einführung
derSchulsozialarbeitauchfürdiePrimarschu-
le, da eine wirkungsvolle Präventionsarbeit
bereits aufderUnterstufebeginnenmuss.

VolksschulemussalleKinder
integrieren

Der Kanton startet imJahr 2005 erste Pilot-
projekte für die neue Basisstufe, die Kinder-
garten und die ersten beiden Primarklassen
zu einer gemeinsamen Stufe verbindet, so
dass SpielenundLernenfliessendineinander
übergehen sollen.Wir fordern, dass auchdie
Stadt Pilotprojekte durchführt. Um die Inte-
gration fremdsprachiger Kinder zu verbes-
sern,müssendieMassnahmenausdemEnt-
wicklungsbericht Volksschule rasch umge-
setztwerden.DieSchulkreisesindflexibelzu
gestalten, um die soziale Durchmischung
derSchulklassenzuverbessern.DieGB-Frak-
tion fordert, dass alle Kinder, deren Eltern
dies wünschen, den Kindergarten während
zweierJahrebesuchenkönnen.
Die Oberstufe muss den gesellschaftlichen
Anforderungen angepasst werden. Die Ni-
veauklassen sollen eine hohe Flexibilität
und Durchlässigkeit gewährleisten. Die
Nachfrage für das 10. Schuljahr ist gross.
SchulabgängerInnen haben vermehrt Pro-
bleme, eine Lehrstelle zu finden. Die GB-
Fraktion fordert, dass alle SchulabgängerIn-
nen, die dies wünschen, das 10. Schuljahr
besuchenkönnen.

GBFraktionGrosserStadtrat, Luzern
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nichtverscherbeln
Die Zusammenführung von Einwohnerge-
meinde und Bürgergemeinde imJahre 2000
hat das Liegenschafts-Portefeuille der Stadt
Luzern vergrössert. Liegenschaftspolitik, ist
abernichtLandveräusserungspolitik sondern
Bodenpolitik und beeinflusst damit die
Stadtentwicklung, die Sozial- und Wirt-
schaftspolitik, aber auch die Bildungs- und
Kulturpolitik.
Die GB-Fraktion fordert, dass die Stadt als
Grundeigentümerin eine aktive Rolle spielt,
sei es um Quartiere aufzuwerten, sei es um
günstigenWohnraumbereitzustellen.
Das Parlamentüberwies eineGB-Motion, die
den Stadtrat zur Erstellung eines Liegen-
schaftsberichtes verpflichtete.
Die Motion forderte einerseits
eine umfassende Analyse des
Liegenschaftsbestandes und an-
dererseits die Definierung der
strategischen Ziele für die künf-
tige städtischeLiegenschaftspoli-
tik. Doch die Stadtregierung er-
füllte die Aufgabe nur unzurei-
chend, insbesondere machte sie
kaum strategische Aussagen zur
künftigen Liegenschaftspolitik.
Die Mehrheit des städtischen
Parlamentes folgte der Einschät-
zungderGB-Fraktionundbeauf-
tragte die Stadtregierung, einen
zweiten Liegenschaftsbericht zu
erarbeiten. Er soll die strategi-
schen Ziele der städtischen Lie-
genschaftspolitikaufzeigen.
Die GB-Fraktion fordert weiterhin, dass die
Stadt keine Liegenschaften verkauft, um da-
mitdiestädtischenFinanzenzusanieren.Die
Liegenschaften gehören zum Tafelsilber der
Stadt Luzern und dürfen nicht verscherbelt
werden.

StädtischesHallenbad
Das Hallenbad ist sanierungsbedürftig
undseineTagesind−ohneRenovationsar-
beiten−gezählt.
Die GB-Fraktion kämpft dafür, dass vor
einemdefinitivenEntscheid füreinenNeu-
bau−miteinemStudienauftrag−die Sanie-
rung des bestehenden Hallenbades aufden
vergleichbarenPlanungsstandgebrachtwird.
Bereits hat das Stadtparlament auch einen
Projektierungskredit für ein neues Hallen-
bad gesprochen, damit hat der Grosse
Stadtrat dieWeichen für einenNeubau ge-
stellt. Die GB-Fraktion lehnt diesen Projek-
tierungskredit ab und fordert, dass die
StimmbürgerInnenbaldzurGrundsatzfrage
Neubau oder Sanierung Stellung nehmen
können.

EngagierteLehrerInnenundSchulhausleitun-
gen erarbeiten die Qualität der Städtischen
Schulen. Sie benötigen gute Rahmenbedin-
gungenfürihreArbeit:DasheisstkleineKlas-
sen, eine zeitgemässe Infrastruktur, fachliche
Unterstützung, Zugang zur Schulsozialarbeit
und transparente Führungsstrukturen. Wir
verlangenvonderBildungsdirektion, dass El-
tern,SchülerInnen,LehrerInnenundBetreue-
rInnen frühzeitig bei Schulentwicklungspro-
jektenmiteinbezogenwerden.
Die GB-Fraktion stützt das Kinder- und Ju-
gendparlament. Sie istüberzeugt, dassKinder
undJugendlichedieWeltmitgestaltenwollen
und sollen. Sie sind die Zukunft. Um imBe-
reich derJugendarbeit auch in den Quartie-
renpräsentzusein, istesnotwendig, diemo-
bileJugendarbeitweiterzuführen.

Eine Stadt ist niemals
fertig gebaut

ConyGrünenfelder

In der vergangenen Legislatur stützte die
bürgerliche Mehrheit des Stadtparlamentes
vorwiegend die kurzfristigen Interessen von
GrundeigentümerInnenund stimmteUmzo-
nungenauchinBriefmarkengrössezu.
ImmerhinkonntedieGB-FraktiondieUmzo-
nung des Gebietes Industriestrasse in eine
Arbeitszone zwar nicht verhindern, jedoch
aufdie städtischen Liegenschaften beschrän-
ken.GleichzeitiggelangesderRatslinken, die
Stadt zur Realisierung von 2500m2 Wohn-
raumindiesemGebietzuverpflichten.
Das Gebiet zwischen Bahnhof, Industrie-
strasseundWarteggrippeistindenkommen-
den Jahren ein städtischer Entwicklungs-
schwerpunkt. Die GB-Fraktion erachtet die
beabsichtigte Durchführung eines städtebau-
lichen Ideenwettbewerbes als nicht ausrei-
chend. Die Stadt muss die Tradition der
teilnehmenden Planungenweiterführenund
dieBevölkerungindiePlanungsprozesse ein-
beziehen.
Eine wohnenswerte Stadt Luzern braucht
attraktiven und bezahlbaren Wohnraum,
gute ausserfamiliäre Kinderbetreuungsmög-
lichkeiten, geringe Verkehrsbelastung, genü-
gend Grünraum, ein breites Kulturangebot
usw.
Die Stadtmuss andenWohnanteilenfesthal-
ten, nur dies kann die Durchmischung von
WohnraumundArbeitsplätzenininnerstädti-
schenQuartierengewährleisten.
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genweiterePPP-Projekteablehnen.
Mit der Auflösung der Bürgergemeinde fiel
die Kompetenz für Einbürgerungen an das
Stadtparlament. Rita Ueberschlag, Mitglied
der GB-Fraktion, sorgte als Präsidentin der
Einbürgerungskommission für ein bewerbe-
rInnen-freundlichesKlima.NachihremRück-
tritt schlugdie FraktionHans Stutz als neues
Mitglied und neuen Präsidenten der Einbür-
gerungskommission vor. Die bürgerliche
Ratsmehrheit lehnte ihn ab, unter anderem
mit der Begründung, er sei schweizweit als
«Experte für Rassismusfragen» bekannt und
deshalbnichtindieBürgerrechtskommission
wählbar. Auf Vorschlag der GB-Fraktion
wählte das Parlament dann den damaligen
GB-FraktionschefRuedi Schmidig zumKom-
missionspräsidenten. Eine Verhärtung der
Einbürgerungspraxis erreichten die bürgerli-
chen Fraktionen allerdings nicht, in denver-
gangenenJahrenhatdieKommissionnurwe-
nigen BewerberInnen die politischen Rechte
vorenthaltenwollen.

ÄnderungderEinbürgerungspraxis
Nichtsdestotrotz strebt die GB-Fraktion mit-
telfristig eine Änderung der städtischen Ein-
bürgerungspraxis an: Wie in der Stadt Bern
soll die Stadtregierung − nach Vorberatung
durcheineFachkommission−endgültigüber
eine Einbürgerung entscheiden. Sie geht da-
bei von der Integrationsvermutung aus, das
heisstdassnachderbundesrechtlicherforder-
lichen zwölfjährigenWohnsitzdauer die Eig-
nung zur Einbürgerung als gegeben erachtet
wird. Bestehen Zweifel, so haben die Behör-
dendiesenachzuweisen.
Die GB-Fraktion wird sich im kommenden
Jahr auch fürdie beidenkantonalenGB-Ein-
bürgerungsinitiativeneinsetzen,dieeinerseits
die Einbürgerungskompetenz einer Kommis-
sion oder dem Gemeinderat, andererseits
abgelehnten GesuchsstellerInnen eine Be-
schwerdemöglichkeit zusprechenwollen. Ein
klares städtisches JA ist Voraussetzung für
einenallfälligenkantonalenErfolg.
Auch in der vergangenen Legislatur strapa-
ziertendiebürgerlichenFraktioneninminde-
stens einem Fall die demokratischen Rechte:
ImJuni 1998reichtedasGrüneBündniseine
Stromrappenitiative ein, doch im Sommer
2003 verzögerten die bürgerlichen Parteien
deren parlamentarische Behandlung erneut,
obwohlallenotwendigenUnterlagenvorhan-
den waren. Das Initiativkomitee verzichtete
aufeine(vermutlicherfolgreiche)Beschwerde
nur, weil eine solche den weiteren Ablauf
auchnichtbeschleunigthätte.

Stromrappen-Initiative
seit1998 hängig

Ruedi Schmidig

DasGrüneBündnisstehteinfürdieAus-
weitung der demokratischen Rechte. Die
bürgerlichenParteienerreichtenkeineVer-
härtungderEinbürgerungspolitik.
Am 1. September 2000 vereinigten sich Ein-
wohner- und Bürgergemeinde zur Neuen
Stadt Luzern. Die neue Gemeindeordnung
brachtedenStimmbürgerInnendieneuenIn-
strumente Volksmotion und Konstruktives
Referendum. Vom ersten Instrument wurde
nurvereinzelt,vomzweitennieGebrauchge-
macht. Auch eine Parlamentarische Untersu-
chungskommission (PUK) setzte das Parla-
mentnie ein, obwohlmitdemBourbaki-De-
bakel und den KKL-Budgetüberschreitungen
zwei skandalträchtige Geschäfte zur Diskus-
sionstanden.
Die parlamentarische Arbeit ist komplexer
geworden. Als Partner − manchmal Kontra-
henten − stehen sich die professionelle Ver-
waltung mit hochspezialisierten Fachleuten
und mit zugezogenen ExpertInnen und die
ParlamentarierInnen mit zeitlich (und
manchmalauchfachlich)beschränktenMög-
lichkeitengegenüber.ZwarübtdasParlament

die Oberaufsichtüberdie in der
vergangenen Legislatur verselb-
ständigten Unternehmen (ewl,
VBL, ÖKK, alle im Alleinbesitz
der Stadt) aus, wie auch über
weitereInstitutionenoderUnter-
nehmen, anwelchen Stadt eine
Beteiligung hält oder mit wel-
chen sie Leistungsvereinbarun-
gen abgeschlossen hat. Doch
verfügt die Stadt bis heute trotz
verschiedenen GB-Vorstössen
noch nicht über die notwendi-
gen neuen parlamentarischen
Instrumente.
Ebenfalls noch nicht ausrei-
chend parlamentarisch kontrol-
liertwerdenPrivatPublicPartner-
ship-Projekte (PPP-Projekte), wie
beispielsweise das KKL oder das

Regionale Eiszentrum. Die wenig erfreuliche
Erfahrung: Private legen Bau- und Betriebs-
konzepte fest, bestimmen die Vergabepraxis,
währenddemdieöffentlicheHandalsGeldge-
berin und Defizitträgerin wenig bis keinen
Einfluss hat und die parlamentarische Kon-
trolle praktisch verunmöglicht ist. Die GB-
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Erfolgreiche
Zusammenführung

AgathaFausch

Durch die Zusammenführung von Ein-
wohnergemeinde und Bürgergemeinde ge-
lang es, die Sozialpolitik ganzheitlich aus-
zugestalten. Die GB-Fraktion konnte mit
ihrenVorstössenwichtigeImpulsegeben.

FamilienergänzendeKinder-
betreuung

Familienergänzende Betreuungmuss für alle
KindereinfacherreichbarundfürihreEltern
erschwinglich sein. Die Situation ist günstig.
Der Bund fördert die Anstossfinanzierung
vonKrippenundHorten.
Die GB-Fraktion fordert Krippen in allen
Quartieren undAusbildungsplätze für Klein-
kindererzieherInnen in allen Krippen wie
auchfürdieSoziallehreundaufbeidenSeiten
derReuss je eineTagesschule sowie ein Schü-
lercafé.

KinderschutzundSchulsozialarbeit
Die Einrichtung eines Elternnotrufes und
professionell geführte Beratungskonzepte
sind eine weitere Forderung des Grünen
Bündnisses. Väter, Mütter und Kinder sollen
niederschwellig und einfach kompetente Be-
ratung und Unterstützung erhalten, auch
Schulsozialarbeit muss niederschwellig er-
reichbarsein.
EinNottelefonundein Schlupfhuus fürKin-
der in Luzern. Diese GB-Forderungwirdnun
imRahmeneinesGesamtprojekts fürKinder-
undJugendschutz schrittweiseumgesetzt.
Emanzipatorische Familienberatung muss
sichaufeinNetzvonfamilienentlastenderIn-
frastruktur abstützen. Dazu gehören Kinder-
Spitex, Haushilfen für Familien, SOS-Plätze
für Kinder und Jugendliche oder sozial-
pädagogischeFamilienbegleitung.

LebensqualitätfürBetagte
In Luzernwohnen viele alte Menschen. Die
Stadt verfügt über ein Netz von Hilfsange-
boten, namentlichAlterswohnungen, mittel-
grosse Alters- und Pflegeheime, Pflegewoh-
nungenindenQuartieren.
Wirunterstützendie stadträtliche Politik, die
den Betagten möglichst lange ein selbstbe-
stimmtesLebenundWohnenindeneigenen
vierWänden ermöglichenwill. Dazu gehört
der Ausbau von Hilfestellungen wie Haus-
hilfen, SpitexundweitereAngebote.Auchdie

bestehenden stationären Institutionen müs-
senverbessertundmodernisiertwerden.
Die GB-Fraktion fordert denAufbauvonAb-
teilungenfürBetagtemiteinerzunehmenden
Altersdemenz, genügend Betten in der Pal-
liativpflege und die Einrichtung eines ge-
rontopsychiatrischen (psychogeriatrisches)
Ambulatoriums.

IntegrationundSoziokultur
Es ist unabdingbar, dass die Stadtpolitik die
aktuelle Integrationspolitik zwischen den
Generationen, zwischen den Zugewanderten
und Einheimischen, zwischen Bevölkerungs-
schichten und -gruppen mit den verschie-
denstenMitteln unterstützt und fördert. Ein
Anfang ist mit BaBeL und Rundtischge-
sprächen in den Quartieren ge-
macht.
Die Stadt muss sich dafür ein-
setzen, dass Jugendliche aus dem
Ausland in schulischen Über-
brückungsangeboten, in SOS-und
Integrationskursen darin unter-
stützt werden, eine Lehrstelle zu
finden. DieseKurse sollenJugend-
lichen über das 18. Altersjahr
hinauszugänglichbleiben.
Die Integration von zugewander-
ten Frauen mit Erziehungspflich-
tenkannmitSprach-und Integra-
tionskursen speziell gefördert
werden. Wir verlangen Informati-
onskonzepte zur Vermittlung von
städtischen Publikationen für aus-
ländische Eltern und Neuzuzie-
hende.

Drogenpolitik
Die GB-Fraktion setzt sich für eine flexible
Weiterentwicklung der städtischen Drogen-
politik ein und unterstützt das Fixerraum-
Pilotprojekt.

InfrastrukturfürArbeitslose
Wirunterstützen die städtischen Projekte für
Ausgesteuerte und Langzeitarbeitslose, for-
dern aber einen flexiblen Umgang mit den
Folgen derVerschlechterungen imArbeitslo-
senversicherungsgesetz.

DieGB-Fraktionfordert, dassdie Stadtsich
beimKantonfürfolgendePunkteeinsetzt:
) Ausbau des Projektes VelodienstundVelo-
stationamBahnhof

) Schaffungvon Projekten zur Umschulung
und Eingliederung von Ausgesteuerten
undLangzeitarbeitslosen
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zahlbarenRaumfürAteliersundProberäume
darstellen, demreinenProfitdenkenzumOp-
ferfallen.
Kleine und grosse Festivals bereichern zwar
daskulturelleAngebot. Dochwennetablierte
FestivalszureinkommerziellenVeranstaltun-
gen verkommen, soll derMut dazu da sein,
bisherigeUnterstützungenzuverlagern.Viele
Festivals, aufdiewir heute stolz sind, haben
kleinangefangen...

Kulturförderungregionalabstimmen
KulturüberspringtGrenzen, auchGemeinde-
grenzen. Die Kulturförderung der Stadt, der
Agglomerationsgemeinden und des Kantons
sind daherbesser aufeinander abzustimmen.
DasGrüneBündnis fordert, dassKantonund
Stadt Luzern die finanzielle Hauptverantwor-
tung für die grossen Kulturinstitutionenmit
überregionaler Ausstrahlung regeln. Das GB
trittauchdafürein, dassdasLuzernerTheater
und das Luzerner Sinfonieorchester definitiv
indieVerantwortungdesKantonsübergehen.
Kultur erhöht die Lebensqualität einer Ge-
meinschaft und ihrer Mitglieder. Sie trägt
wesentlich zur individuellen Identitätsbil-
dungundzursozialenIntegrationbei. Indem
dieStadtLuzernKulturfördert,unterstütztsie
diese positiven Prozesse. Eine Kulturpolitik,
die ein vielfältiges Angebot ermöglicht, ist
zudem ein Standortvorteil. Durch einbreites
Kulturangebot werden Stadt und Region
Luzernüberregionalundinternationalattrak-
tiver.

Abbau beim
öko-forum

RitaMeyer-Facius

In der Umweltpolitik folgen den Ab-
sichtserklärungen nur wenig Taten. Die
bürgerlichen Parteien kürzen die Gelder
selbstbeifachlichunbestrittenenInstitutio-
nenwiedemöko-forum.
Die Umweltbedingungen haben sich in den
letzten vierJahren auch in der Stadt Luzern
wenigverbessert: einpaarzusätzlicheTempo-
30-ZonenbringennureinegeringfügigeEnt-
lastungderBevölkerungvonLärmundLuft-
verschmutzung. Als im Sommer 2003 die
Ozonbelastung hoch und die Grenzwerte
dauerndmassivüberschrittenwurden,ordne-
ten weder Bund noch Kanton noch Stadt
Massnahmen zur Eindämmung des motori-
siertenVerkehrs an.

Alternativ-Kultur muss
im Stadtzentrum bleiben

KatharinaHubacher
Nicht nur die etablierte Kunst, auch

alternative Kultur soll in der Stadt Lu-
zern ihren Platz haben. Kulturförde-
runggehtüberdieStadtgrenzenhinaus
undmussregionalsein.
LuzernsgrosseKulturbautenstehengesichert,
einigekleineKulturhäusersindjedochbereits
wiedergefährdet:DieTatsachederverlorenen
Abstimmung zur Sanierung der Boa Liegen-
schaft darf nicht dazu führen, dass dieser
Kulturbetrieb schleichend eingeschläfert
wird. Die Alternativkultur soll weiterhin in
dieserStadtgelebtundbetriebenwerdenkön-
nen. Die ursprüngliche inhaltliche Ausrich-
tungderBoa: «EinRaumfürnicht-etablierte,
nicht-kommerzielle KulturspartenundGrup-
pierungen», muss dabei der Leitgedanke
bleiben. So muss für die emissionsreichen
Veranstaltungen ein gut erreichbarer und
geeigneterRaumgefundenwerden.Dafürset-
zenwiruns ein.

KKL
DieEinsicht, dass einentschuldetesKKLeine
Überlebenschance hat, bewog auch uns, der

EntschuldungdesKKLundeiner
Erhöhung des Betriebsbeitrags
zuzustimmen. Das GB fordert
nun allerdings von der Stadt,
dass sie ihre Einflussmöglichkei-
tenumfassendwahrnimmt.

Nischenfördern
Kulturbautenalleinbürgennoch
nicht für eine lebendige Kultur.
Daher fordern wir, dass genü-
gendMittel fürdie Betriebeund
für kulturelle Produktionen zur
Verfügunggestelltwerden.
Es muss möglich sein, in dieser
Stadt künstlerisch zu schaffen.
Die AbsolventInnen der beiden
Fachhochschulen können ihr
kreativesPotenzialnurausschöp-
fen,wenn sie auchgute Produk-

tionsbedingungen vorfinden. Ein urbaner
Raum soll auch Nischen, Plätze und Räume
enthalten, in denen Neues, Kreatives, Unge-
wohntes, KritischesundWiderspenstiges ent-
stehenkann.Nursobleibtdie Stadtlebendig
und letztlich attraktiv.Wirwerdenuns dafür
einsetzen, dass die Stadtentwicklung nicht
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nicht. Das Stadtparlament beispielsweise ge-
nehmigtedenRichtplanEnergie einstimmig.
Dieser verlangt den sparsamen Umgangmit
Ressourcen, eine Senkung der Emissionen
und Immissionen, eine rationellere Energie-
nutzung,dieSubstitutionfossilerBrennstoffe,
Förderung erneuerbarer Energie, eine ganz-
heitliche Betrachtung der Energieversorgung
und-nutzung.DieUmsetzungistnochoffen:
Das Grüne Bündnis fordert, dass die Stadt
ihrer Vorreiterrolle gerecht wird und diesen
Energiestandard in ihren eigenen Liegen-
schaftenumsetzt.
Konkrete Massnahmen stossen auf den Wi-
derstand der bürgerlichen Parteien. Bereits
1998 reichte das Grüne Bündnis ihre Strom-
rappeninitiative ein, die eine Abgabe von
mindestens einem Rappen pro Kilowatt-
stunde zur Förderungvondezentraler erneu-
erbarer Energieproduktionverlangt. Die bür-
gerliche Parlamentsmehrheit hat bis heute
einematerielle Behandlungder GB-Initiative
verhindert. Zum letzten Mal im Sommer
2003, als sieplötzlicheinweiteres Rechtsgut-
achtenverlangteunddies, obwohlallehängi-
gen Fragen bereits schlüssig beantwortet
waren. Gute fünfJahrenachEinreichungder
Volksinitiative können die StimmbürgerIn-
nen immernochnichtdarüber entscheiden,
ob sie Anreize zum Energiesparen − wie im
Richtplan Energie beschlossen − einführen
wollen.

DiskrepanzzwischenWortenund
Taten

DieDiskrepanzderbürgerlichenParteienzwi-
schen Worten und Taten musste das öko-
forum schmerzlich erfahren. Im öko-forum
leistet ein engagiertes, kleines Team kompe-
tent die gesetzlich vorgeschriebene Umwelt-
beratung, betreibt Aufklärungsarbeit, führt
eine Umweltmediothek, macht Führungen
undVeranstaltungen, informiertüberÖkolo-
gie.DasbrachtedemTeamvonallenParteien
imParlamentvielLobundAnerkennungein.
Trotzdem beschlossen die bürgerlichen Par-
teiendieKürzungdesstädtischenBeitragsper
2008 um 30'000 Franken. Das Grüne Bünd-
nis wird in der kommenden Legislaturperi-
odeversuchen, diesenEntscheidwiederrück-
gängigzumachen.
Jahrzehntelang litten die Biregg-BewohnerIn-
nenunterdemSchiesslärm. DieAuslagerung
der Schiessanlage Allmend nach Kriens und
Emmen ist an sich erfreulich, hat abereinen
hässlichenHaken:DieStadtLuzernexportiert
ihrenSchützenlärminsEmmerHüslenmoos,
einer Anlage, welche die Bestimmungen der
Lärmschutzverordnungnochnichterfüllt.
Auch verursachergerechte Abfallentsorgungs-
gebühren helfen Energie zu sparen. Sie för-

derndenökologischenUmgangmitAbfällen,
da Wiederverwertbares vom brennbaren
Kehricht getrennt entsorgt wird. Seit der
Einführung imJuli 2003 verzeichnen Grün-
abfuhr-, Altglas-, Weissblech-, Karton- und
PapiersammlungenmarkanthöhereMengen,
derbrennbareHauskehrichthingegenhatum
etwa ein Drittel abgenommen. Eine kleine
Verbesserung gab es für Velofahrende: Am
Schweizerhofquai können sie stadtauswärts
nun auf Velospuren fahren und eine be-
grenzte Radroute auf dem Quai zur Halden-
strassebenützen.

NachhaltigkeitisteinVerfassungsziel
Im April 1999 befürworteten die Schweizer
StimmbürgerInnen die neue Bundesverfas-
sung, inderdienachhaltigeEnt-
wicklung in den Rang eines
Staatsziels erhobenwurde. Bund
und Kantone haben den ver-
bindlichen Handlungsauftrag,
«einaufdieDauerausgewogenes
Verhältnis zwischen Natur und
ihrer Erneuerungsfähigkeit ei-
nerseits und ihrer Beanspru-
chungdurchMenschenanderer-
seits» anzustreben.
NachhaltigisteineEntwicklung,
wenn sie gewährleistet, dass
weltweitdieBedürfnissederheu-
tigen Generationbefriedigtwer-
den, ohne die Möglichkeiten
künftiger Generationen zur Be-
friedigung ihrereigenenBedürf-
nissezubeeinträchtigen.
Das Grüne Bündnis setzt sich
dafür ein, dass dieser Handlungsauftrag bei
allenGeschäftenmiteinbezogenwird.



RundBrief MitteJanuar2004
18

St
ad
t die Planperiode 2004−2007 sind Investi-

tionenfürrund250MillionenFrankenvorge-
sehen. Gemäss beschlossenem Investitions-
plafonds stehen aber nur jährlich 38 Mio.,
also total 152Mio. zurVerfügung. Es fehlen
alsorund100Mio.Franken.Dielängerfristige
Planungüber 2007 hinaus prognostiziert In-
vestitionskredite von insgesamt 317 Mio. Er-
fahrungsgemäss steigen die Summen, je de-
taillierter die Projekte ausgearbeitet sind.
NatürlichlassensichnötigeInvestitionenim-
mer wieder hinausschieben. Aber sollen die
SanierungenderSchulhäuseroderdieAnpas-
sungenbeidenBetagtenzentrennocheinmal
verzögert werden? Kann ein Neubau der
Langensandbrückehinausgeschobenwerden?
Sollen Investitionen in den öffentlichenVer-
kehrweiterhinausgeschobenwerden?
DiebürgerlichenParteienfolgenneoliberalen
Hirngespinsten.Siewolleneinenverschärften
Steuerwettbewerb fördern, statt die Steuer-
harmonisierung voranzutreiben. Das Grüne
Bündnis tritt dafür ein, dass der sozialpoliti-
sche Nachholbedarf baldmöglichst abgebaut
wird und die in den letzten Jahren immer
wiederhinausgeschobenen Sanierungenund
Renovationen bei Schulhäusern und Betag-
tenzentrenangepacktwerden.

Südzubringer heisst jetzt
Spange

PhilippFederer

Die städtischeVerkehrspolitik istgeprägt
von kleinen ökologischen Reformen und
Plänen für grosse Strassenbauten. Die GB-
Fraktion begrüsst die Sofortmassnahmen
fürdenöffentlichenunddenLangsam-Ver-
kehrundwirddie grossen Strassenbauvor-
habenbekämpfen.
Die Stadt Luzern setzte in den vergangenen
Jahren viele kleine ökologische Verbesse-
rungen um: Mehr und grössere Tempo-30-
Zonen, Velostation amBahnhof, neue Bahn-
haltestellen, oberirdische Strassenüberque-
rung beim Kasernenplatz. Auch soll ab
Dezember 2004 das Busnetz verbessert und
derBetriebausgebautwerden.

StadtbahnstattStrassenbau
DochdieVerbesserungenerscheinenmickrig
im Verhältnis zu den Strassenausbauprojek-
ten. So wollen Kanton und Stadt eine Auto-
strasse vom Grosshof in das Tribschengebiet
bauen und begründen dies wenig überzeu-
gend: Die Obergrundstrasse soll für den Bus

Steuersenkungen
erschweren nötige

Investitionen
Hans Stutz

Auch die Finanzpolitik der Stadt Luzern
trägt dazu bei, dass die Umverteilungvon
untennachobenweitergeht.
ImHerbst2002 setztendiebürgerlichenPar-
teien eine Steuerfussreduktion von zwei
Zwanzigstel Einheiten durch, nachdem der
Stadtrat eine solche von einem Zwanzigstel
vorgeschlagenhatte.DieGB-Fraktionkämpfte
−zusammenmitdenSozialdemokratInnen−
erfolglos gegen diese Politik, da eine Steuer-
fussreduktion den Abbau des sozial- und
bildungspolitischen Nachholbedarfes der
StadtLuzerngefährdet.
Zwar hat sich die finanzpolitische Lage der
Stadt seit Beginn der Legislaturmarkantver-
bessert, doch hat die Stadt ihr Ziel nicht er-
reicht, nämlich ihre Rechnung über einen
Konjunkturzyklus hinweg auszugleichen.
Noch immer muss die Stadt rund 11 Mio.
Franken Schuldzinsen pro Jahr aufbringen.
Das KKL wird wegen den langfristigen Er-
satzinvestitionendie Stadtkassebelasten.
Auch betreibt der Stadtrat eine Politik, wo-
nach Gebühren wenn immer möglich auf
dem gesetzlichen Maxima erhoben werden

sollten. Dies ist − zumindestbei
Amtshandlungen, die mit Ge-
schäften des täglichen Lebens
(Geburten, Todesfälle, Passbestä-
tigungen, etc.) zu tun haben −
abzulehnen. Denn: Gebühren
sindunsozial, weil sie die finan-
zielle Leistungsfähigkeit nicht
berücksichtigen.
Die Bescherung einer falschen
SteuerpolitikhatdieStadtbereits
in diesem Jahr einfahren müs-
sen. Bereits für 2003 prognosti-
ziertederStadtrateinDefizitvon
rund3,7MillionenFranken,dies
allerdings erst nach einer ersten
«Spar- und Verzichtplanung»
(knapp 3,5 Millionen), dies un-
teranderemaufKostendes städ-
tischen Personals. Eine zweite

Sparübung wurde bereits aufgegleist, doch
vorerst (noch?) nichtumgesetzt, sie bringt −
unter anderem − sehr problematische Ein-
schnittebeidenSchulen.ImBereichderInve-
stitionenzeigtsichfürdiekommendenJahre
ein absoluter Engpass, ebenfalls teilweise
Folge der unüberlegten Steuersenkung. Für
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Pilatusstrasse28
6002 Luzern
fon 041 2277794
fax041 2277733
www.xundheit.ch

Oeko-Hotel
Gruebisbalm/Rigi
UnserökologischesHotelliegtidyl-

lisch gelegen an der autofreien Rigi-Süd-
seite. Das Hotel ist baubiologisch renoviert,

undwirnutzendieSonnefürStromundWarmwas-
ser. InunsererKüchekochenwirfrischeundnatürliche
vegetarische und nicht vegetarische biologische Voll-
wert-Speisen.
Bei uns können Sie angenehme Ferientage verbringen,
Kurse und Tagungen durchführen oder auch Feste
feiern. Als familienfreundliches Hotel übernachten bei
unsKinderbis 14gratis imZimmerderEltern.
Im Sommer ist die Rigi ein herrliches Wandergebiet,
undimWinteristdasSkigebietmitdenRigi-Bahnenbe-
quemerreichbar.
HotelGruebisbalm/Rigi, Familie Schaub
6354Vitznau,Tel. 041-397 16 81, Fax041-397 21 70
email: oeko-hotel-gruebisbalm-rigi@bluewin.ch

WeitereAnliegendervergangenen
Legislaturperiode

Die GB-Fraktion wollte mehr städtische
Wohnlichkeit und forderte ein zusammen-
hängendes Velowegnetz. Zusätzlich interve-
niertesiegegendenFluglärm,denFlugshows
hervorriefen. Konsequenten Schutz bringt
nureinVerbotvonFlugshows.
LeiderscheitertenindieserLegislaturdieAuf-
wertung und Gestaltung des Grendels und
des Löwengrabens. Auch der
Schweizerhofquai ist immer noch
nicht saniert: Provisorien und
Flickwerkewerdendeshalbfürwei-
tereJahredieVerkehrsführungam
Schweizerhofquaibestimmen.
GegendenWillenderGB-Fraktion
setzten die bürgerlichen Fraktio-
nen (zusammen mit einigen SP-
ParlamentarierInnen) im Grossen
Stadtrat durch, dass die neue und
notwendige Langensandbrücke
massiv verbreitert wird. Die GB-
Fraktion bekämpft insbesondere
die zusätzliche Autospur stadtaus-
wärts, dadiese einzigdemgeplan-
tenSüdzubringerdient.

entlastetwerden. Nur: Die neue Strasse wird
massivmehrVerkehr ins Zentrum der Stadt
locken. SpangenennenKantonundStadtdas
Projekt, früherhiessesSüdzubringerundver-
kamzueinerPlanungsleiche.
KantonundStadtlancierenweitereGrossvor-
haben, bsp. das Bypassprojekt: Ein unterirdi-
scher Tunnel soll von Kriens (Nidfeld) bis
Emmenbrücke(Kehrichtverbrennungsanlage)
führen. Die GB-Fraktion wird dieses Projekt
bekämpfen, weil es nurdieAutobahn entlas-
tetunddasGeldfürdenöVfehlenwird.
Die GB-Fraktion unterstützt die Absicht:
Kriens sollmitderBahnerschlossenwerden.
Doch sie kann sichnichtmitdemfavorisier-
ten Projekt anfreunden: dem unterirdischen
Bahnanschluss.DieGB-Fraktionfürchtet,dass
dieVerkehrsplanereineunmöglicheVariante
favorisieren,umdasProjektsterbenlassenzu
können.SietrittfüreineStadtbahnein.Nicht
nurweil diese−gemäss PlanungsstudieJud−
mindestens sechsmal billiger gebaut werden
kann, sondernauchweil sieKriensmitmehr
Haltestellenabdeckenkann. Fazit: Eine Stadt-
bahnbietetmehrFahrkomfortalseineunter-
irdische Bahn, und sie kann zusätzlich den
Busbetrieb ersetzen, was betriebswirtschaft-
lichSinnmacht.
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LegislaturrückblickderL20, 2000−2004

L20wieder imGemeinderat
Grün-verträglichbauenundplanen

Sachgeschäfte wie die Gestaltung der neuen
Flächen auf der A2-Überdeckung, verschie-
denenotwendigeLeitungsbautenundmitder
A2 zusammenhängende Strassenumbauten
wurdenbeschlossen,wobeidieL20vorallem
dieAnliegenderFussgänger, des öffentlichen
Verkehrs und des Langsamverkehrs unter-
stützte.WeiterkonntenzweiAnliegenderL20
regional gelöst und zu einem positiven Ab-
schluss gebrachtwerden: Der ÖkihofHorw−
Kriens konnte imHerbst 03 eröffnetwerden
und der Schiessbetrieb auf der Allmend
wurdeperEnde2003 sozusagenstillgelegt. In
der Debatte zum Entwicklungsschwerpunkt
Schlundwurdenvonunserer Seite ein haus-
hälterischer Umgang mit den Boden sowie
ein Masterplan für eine geordnete Entwick-
lungpropagiert.HierhoffenwiraufeineUm-
setzungindiesemSinneundwerdendieEnt-
wicklungimAugebehalten.

RevisionGemeindeordnung
Die Revision der Gemeindeordnung wurde
vonunsmitvielenAnregungenbegleitet.Lei-
derfandenvieleunserereingebrachtenAnlie-
gen, zum Beispiel Ausbau der Volksrechte,
keinGehör.Wirüberlegtenunssogareineab-
lehnende Parole zur Abstimmungsvorlage,
wolltenjedochdiepositivenNeuerungenwie
Flexibilisierung der Gemeinderatsämter und
Zusammenlegung von Einwohner- und Bür-
gergemeindenichtgefährden.

L2OzurückimGemeinderat
Die Highlights der noch nicht ganz abge-
schlossenenLegislaturwarennatürlichunser
WiedereinzugindenGemeinderatmitOskar
Mathis als Sozialvorsteher und unser erster
EinwohnerratspräsidentJörg Stalder. An die-
serStelledankenwirnochmals allen, dieuns
bei unseremWirken unterstützt haben, und
hoffen, bei den kommendenWahlenwieder
aufSiezählenzudürfen!

Die neue Legislatur im Horwer Einwoh-
nerratschienvielversprechendzuwerden,
schliesslichbegannsieimgleichenJahrwie
das neue Jahrtausend. Doch unsere Frak-
tion wurde schnell vom Ratsalltag einge-
holt, denn die L20 war seit den Wahlen
2000 nichtmehr im Horwer Gemeinderat
vertreten.DiesbedeutetewiederumdieOp-
positionsrolle für die L20, und anstattuns
imneuenJahrtausendzubefinden,wurden
wir acht Jahre zurückversetzt und sahen
uns einem rein bürgerlichen Gemeinderat
gegenüber. Diese neue Situation galt es
wahrzunehmen;wirsuchten ihrdiepositi-

venSeitenabzugewinnenundopponier-
ten stark, aber fair. Vorausschauendwar
dieRückkehreinerVertretungderL20in
den Gemeinderat bei unseren strategi-
schenÜberlegungeneinzentralesZiel.

Spardebatten
Einen nicht gerade erfreulichen Einstieg
bot uns die Steuerpolitik der Gemeinde
Horw.BereitsaneinerdererstenSitzungen
wurdeeinenichtunbedeutendeSteuersen-

kung präsentiert, die sicher nicht im Sinne
derL20war. Diese Steuersenkunggabbereits
2002 sowie beim heutigen BudgetAnlass zu
heftigenSpardebatten. IneinesolcheDebatte
warauchdieEinführungderTagesbetreuung
für Kinder eingebunden. Gegen den herr-
schenden Sparwillen konntenwir mit unse-
rem grossen Einsatz doch noch den Start
der«Minimalvariante»herausholen.

NeugestaltungKantonsstrasse
Ebenfalls einen grossen Einsatz der Ein-
wohnerrätinnenund Einwohnerräte erfor-
derte immer wieder die Ortskernplanung
und die Neugestaltung und Verkehrsberu-
higungderKantonstrasse.MitvielEngage-
ment, ÜberzeugungskraftundDurchhalte-
vermögen seitens der L20 konnten einige
wesentliche Aspekte eingebracht werden,

besonders im Bereich derNeugestaltung der
Kantonstrasse.NochistdasSchlusswortdieser
Planung nicht gesprochen, doch wir hoffen
aufUnterstützungdervonunsbefürworteten
Begegnungszone in der zurzeit laufenden
MeinungsumfrageundeingutesErgebnisbei
derVolksabstimmungvomMai2004.

SibylleWüthrich, Einwohnerrätin, Horw;JörgStalder, Einwohnerrat, Horw



Patrick Graf in den Grossen Rat nachrückte,
warderRestauratorHeinzSchwarzbereit,un-
serDreierteamimEinwohnerratzuunterstüt-
zen. Gernewürdenwirnuneinenobendrauf
gebenund einenvierten Sitz dazugewinnen.
DieResultatederNationalratswahlenundun-
sere Präsenz in denvergangenenvierJahren
dürfenunszumindesthoffenlassen.
ImGemeinderatsiehtes soaus:DieChancen
stehen gut, dass die SP-Frau Helene Meyer
vom Umwelt- und Sicherheitsdepartement
ins Präsidiumwechseln kann. Dazu braucht
die SP allerdings unsere Unterstützung. Im
Gegenzugerwartenwir, dass die SP ihrerseits
uns unterstützt, damit wir ihr Departement
«erben» können.Nur so gewinntdermit4/5
bürgerlich besetzte Gemeinderat ein neues

Profil. Darüber hinaus sind wir überzeugt,
dass uns von unserem ständig gewachsenen
WähleranteilherunddurchdieTatsache,dass
unser Kandidat Cyrill Wiget ein ausgewiese-
nerUmweltfachmannist,KMU-Erfahrunghat
undinderganzenGemeindebekanntist,die-
ses Amt zusteht. Die Rot-Grün-Mitte-Regie-
rung der Stadt steht uns diesbezüglich Pate.
Leider tritt nun die SP im ersten Wahlgang
mitzweiPersonenan.Wenigstensabertreten
GB und SP als «rot-grün» auf und nehmen
sich gegenseitig aufdie Liste. Das GB Kriens
wirdeinenglaubwürdigenundstarkenWahl-
kampffürzweiVertreterInnen eines sozialen
undökologischenKriensindenGemeinderat
führen.

... inderlaufendenLegislatur
Wennwir unsere Interpellationen, Postulate
und Motionen der vergangenen Legislatur
durchgehen, fallenunsdreiDingeauf:
1.KrienslebtstarkvonseinenNaherholungs-
gebieten an denHängen des Pilatus und des
Sonnenbergs auf der anderen Seite. Ein be-
achtlicherTeilunsererArbeitgaltdeshalbder
Sorge um diese «ökologischen Ausgleichs-
flächen». Sendeanlagen mitten im Grünen,
unerlaubte Bautätigkeit in der Grünzone,
Wanderwege,etc. sindThemen,diewireinge-
bracht haben. Wir sind überzeugt, dass un-
sere Beharrlichkeit zum Schutz der Umge-
bungvielbewirktundweiterhineinwichtiger
BestandteilGrünerKrienserPolitikseinmuss.
2.Besondersfreutuns,dasswirauchüberun-
serStammthemahinaus starkwirksamwaren
undgehörtwurden: Damithabenwirbewie-
sen, dass unser Verständnis von Grün auch
eineGrüneFinanzpolitikodereineGrüneSo-
zialpolitiketc.umfasst.Dankuns−eigentlich
müsste es hier heissen: mitunter dank uns,
aberunserBeitragwarindiesenbeidenFällen
weitüberdurchschnittlich,unddeshalberlau-
benwirunsganzunbescheidendieseFormu-
lierung−istesdenBürgerlichennichtgelun-
gen, mit drastischen Steuerspar- initiativen
Kriens finanziell ausbluten zu lassen, oder es
istdemGemeinderatnichtgelungen,klamm-
heimlich das Tagesheim zu schliessen (ge-
schlossen hat er es trotzdem, aber er kam
ganzordentlichansWetterhinaus).
3. Ab und zu konntenwir auch eigene The-
men setzten und nicht nur gegen unsinnige
VorhabendesGemeinderatesoderderBürger-
lichen antreten; z.B. beim Einsatz für mehr
Transparenz in der Verwaltung oder bei der
Förderung der biologischen Landwirtschaft
auf Gemeindegebiet. In Zukunft allerdings
möchtenwirvermehrt selberThemenbeset-
zen und mit konstruktiven Vorschlägen für
mehr Lebensqualität in Kriens einstehen.
Deshalb ... sieheunten

... undinZukunft
Genau deshalbwollenwir im Parlamentwie
inderExekutivemehrEinflussgewinnen: Im
ParlamentkonntenwirvorvierJahreneinen
Sitzdazugewinnen,denwirmitSusanneLanz
glücklich und gut besetzen konnten. Als
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Gemeindewahlen inKriens

Esistspannend in derAgglo...
GB-FraktionEinwohnerratKriens
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Wahlplattformen drei Legislaturen zurück
hervorgeholtundüberarbeitet. Viele Punkte,
diewir 1991 aufgelistet hatten, sind jetzt Be-
standteilderChartaEmmengeworden.

FraktionsgemeinschaftmitderSP
Nachdem die SP jahrelang durch interne
Zwistigkeitenpolitisch lahmgelegtwar, istes
voreinemJahrzurAbspaltungdes«demokra-
tischen emmen» gekommen. Die Spaltung
hat uns zu einer Fraktionsgemeinschaft mit
derSP«gezwungen». Bisherhatsichdie Frak-
tionsgemeinschaftalsSegenerwiesen,wirha-
benuns sehrgutgefunden.DiesesTeamwork
war sicher auch der Grundstein dafür, dass
wirbeidenErsatzwahlenindenGemeinderat
die Kräfte bündeln und eine ausgezeichnete
Ausgangslage für die Gesamterneuerungs-
wahlen schaffen konnten. Der zweite Platz
nochvor der CVPwar eine grosse Genugtu-
ung,wennauchderVorsprungvonSVP-Dick-
kerhof aufzeigt, wo das Herz der Gemeinde
schlägt.

UndnuneinendrittenGB-Sitzholen
unddieLinkeindenGemeinderat
bringen!

Die Ausgangslage dazu ist so gut wie noch
nie.NachdemDebakelderBundesratswahlen
istdieganzeBevölkerungaufgerütteltundbe-
reit, Flaggezuzeigen.DieganzeBevölkerung?
Nein, in Emmen sind die Grünen Parteimit-
gliederundvorallemdieFrauenoffenbarda-
von ausgenommen. Was wir für die Ersatz-
wahlindenGemeinderatbereits imSommer
verzweifelt und vergeblich versucht haben,
sieht leider für die Gesamterneuerungswahl
nicht besser aus: Für die Exekutiveweit und
breitkeineKandidatin, fürdieLegislativemit
HängenundWürgeneinzelne. Eine ausgegli-
chene Frauen-Männer-Liste steht in weiter
Ferne.Wenneskonkretwird, istdieFrageder
Frauenvertretung offensichtlich etwas, was
heute imGBmehrdieMänner interessiert −
einFrust! HoffenlässtunshingegendasInter-
esseundEngagementvonjungenNeueinstei-
gerInnen. Das gibt frischenWindundermu-
tigt hoffentlich auch weitere Frauen und
Männer, aktivmitzutun. Es gibtnochviel zu
tuninEmmen,undwirbleibenaufjedenFall
dran!

GB-VorstandEmmen

DieAusgangslagefürdieParlamentswah-
lensindsogünstigwienochnie, undauch
ein Gemeinderatssitz liegt in Reichweite.
Wermutstropfen ist die mühsame Suche
nachKandidierenden,vorallemdieschwa-
cheVertretungderFrauen.

RegionalflugplatzundEinbürge-
rungen

DasGBEmmenhat indenvergangenenvier
Jahrenhartnäckigund erfolgreich gearbeitet.
AlsgrössterErfolgistsicherdieVerhinderung
des Regionalflugplatzes zu bezeichnen. 96%
derEmmerBevölkerungsagtenNeinzueiner
Regionalflugplatzlösung. Schon in den
frühen 90er Jahren schlossen wir uns mit
dem Widerstand in Buochs kurz, um nicht
gegeneinander ausgespielt zu werden. Die
TaktikistbisheutevonErfolggekrönt,voral-
lem, wenn man das peinliche Hickhack in
Klotenverfolgt,wojedeAnflugrichtungihren
eigenenSchutzverbandhat, diesichgegensei-
tig bekämpfen. Die Gründung des politisch
breit abgestützten «Schutzverbandes der Be-
völkerung um den Flugplatz Emmen» ist
dennaucheinWerkdesGBEmmen, undan
der Bündelung des Widerstands hinter eine
Abstimmungsparole hatten wir massgebli-
chenAnteil.
Beim zweiten grossen Thema, der Einbürge-
rungs- und Integrationsfrage, zeichnet sich
erst seit demUrteil des Bundesgerichtes eine
Lösung ab, nachdemunsere Vorschlägewie-
derholt gescheitert sind. Ein Trost ist, dass
eine von uns vorgeschlagene Lösung − Ein-
bürgerungdurcheineKommission−nunals
Vorstoss der FDP von allen Einwohnerrätin-
nenundEinwohnerrätenunterzeichnetwor-
den ist.
Ein Erfolg ist auch die «Charta Emmen», das
Strategiepapier für die Entwicklungder Stadt
Emmen. Wir haben kürzlich unsere «alten»

GemeindewahlenEmmen

SagmirwodieFrauen sind
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ten. Der eine war gegen das neue Eherecht,
deranderegegendasFrauenstimmrecht.Zum
Glück lässt sich dies nicht rückgängig ma-
chen, jedochwirkennendiewahrenGeistes-
grundlagendieserGruseldemokraten.

Hans Beat SchaffnerhateinBuch in Inter-
viewform zu den Grünen geschrieben. Das
Buch «Grün bewegt» liest sich gut, ist sehr
persönlich gehalten und ist im Buchhandel
für29.80Fr. erhältlich.Das Sekihatnochein
paar Exemplare für 20.− Fr. Die biographi-
schen Themen, Anliegen, Erfolge, Enttäu-
schungen und Zukunftshoffnungen sind
spannend dargestellt. Überraschend war für
mich,wievieleaus internationalerSolidarität
(Drittweltbewegung) zu den Grünen gestos-
sensind. SchönheitsfehlerhatdasBuchauch,
mehrheitlich kommen Zürcher undMänner
zuWort. Leider fehlen Interviewsmit Cécile
Bühlmann,Monika Stockerodermitder aus
demJurastammendenehemaligenGPS-Vize-
präsidentin Erica Hennequin. Belustigend ist
dieNamensverwechslungimInhaltsverzeich-
nis, ausAnne-CatherineMenétreywirdAnne-
Cathérine Schmid, direkt nach Adrian
Schmid.
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Kantonsingenieur Rey, befragt zum Alter-
nativprojekt am Schwanderholzstutz, ist
schon gegen die Idee, weil der Viadukt ver-
stecktwird. Erliebtlieberlandschaftsdomi-
nierendeViaduktealsversteckteStrassenbau-
ten. Arme EntlebucherInnen: Einwesentlich
kürzerer, billigerundversteckterViadukthat
dochnurVorteile!

JetztrumortesinderSVP,undeinrichtiger
Aderlass findet statt. Demissioniert haben
Ruedi Stöckli, PR-Chef, EmilGrabherr, Strate-
giechef, und Renée Arnold, Sekretärin der
Kantonalpartei. Veränderungen kennen alle
Parteien, jedoch die Begründungen der drei
DemissionensindSVP-like.Was istmiteiner
Partei los, deren«Chrampfer» ihreDemission
begründenmit«VerschiedeneVorkommnisse
während derWahlen und Ungereimtheiten
in der Partei haben mich zu diesem Schritt
bewogen»? Oder «Emil Grabherr fühlte sich
von der Partei nie richtig getragen, was ihn
dann schlussendlichzudiesemSchrittbewo-
genhat, seinAmtabzugeben».

1,8 Mrd. für neue Strassen in der Stadt
Luzern (Neue LZ vom 19.12.03). Am Vortag
hattedieStadtmittelsGrossstadtratsbeschluss
einenBaurechtsvertraganderEichwaldstrasse
mit der Stiftung für Schwerbehinderte abge-
segnet. Am nächsten Tag erhielten sie als
ZugabedenTunnelanschlussvorihreHaus-
türe geliefert (Bericht 4 zur Spange/Südzu-
bringer).NacheinemaltenSloganfragenwir:
«Weristdennhierbehindert?»

Des Kommentators Senf zu den Bundes-
ratswahlen: Jetzt kann das Putzinstitut in
Bern so richtig blochern und ausmerzen.
GewähltwurdenzweiVertreter, die langedas
Apartheidregime in Südafrika stützten und
sichgegendieEmanzipationderFrauenstell-

Herausgeber
GrünesBündnis,Neustadtstrasse34,
Postfach31, 6000Luzern4, PC60-16103-5
Tel. 041-3607966, Fax041-36106 77

Redaktion
JürgAebi, HeinzBäbler-Trinkler,Natalie
Kamber,MariaPortmann,MichaelTöngi

Korrektorat
NinaCeresa

Inserate
Tel. 041-3607966, Fax041-36106 77

KonzeptundGestaltung
MarcelGasser,Neustadtstr.26, 6003 Luzern
Tel. 041-3605252, Fax041-3622237

Druck
Gegendruck,Neustadtstr. 26, 6004Luzern
Tel. 041-3608270, Fax041-3622237

Erscheinung
5ximJahr,Auflage 1350Exemplare

Abonnement
EinJahrFr. 20.−Abo
EinJahrFr. 50.−Unterstützungsabo

Redaktionsschluss
RundBrief2/2004, 7. Februar2004

Impressum



Januar

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
M
o
26.

19.30
Kantonaler

Vorstand,SekretariatGB

Februar

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
M
o
02.

20.10
Städtischer

Vorstand,SekretariatGB
So

08.
Abstim

m
ungssonntag

Di
10.

19.30
LABA-Veranstaltung

zur
Finanzpolitik,HotelAnker,Luzern

M
ärz

Datum
Zeit

Veranstaltung·Ort
M
o
01.

19.30
Kantonaler

Vorstand,SekretariatGB
(Einbürgerungsinitiativen)

Sa
06.

W
ahlapéro

Studer-Stäm
m
er-M

eier,LuzernerTheater
M
o
22.

19.30
GB-Frauentreff,SekretariatGB

Sa
27.

10.00
Gleichstellungsforum

,GersagZentrum
,Em

m
enbrücke

So
28.

Stadtrats-und
Gem
einderatsw

ahlen

LABA-Veranstaltung

N
achhaltigerUm

gang
m
itFinanzen

W
ie

m
itöffentlichen

Geldern
um

gegangen
werden

soll,darüberscheiden
sich

die
Geis-

ter.Im
VorfeldderStadtratswahlen2004orga-

nisiertLABA
zudieserThem

atikein
Podium

s-
gespräch

m
it

Kandidaten
der

im
Grossen

Stadtratvertretenen
Parteien.Deram

tierende
Stadtratm

itUrsulaStäm
m
er-Horst,UrsW

.Studer,FranzM
üller,KurtBieder

und
RuediM

eier,haben
ihreTeilnahm

ezugesagt.DieVertretungderSVPwar
beiRedaktionsschlussdiesesRundBriefsnoch

nichtbekannt.

Zeitund
Ort:

Dienstag,10.Februar2004,19.30Uhr,HotelAnker

Einladungen
Agenda

AZ
B,
PF
31
,L
uz
er
n
4


